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Mandantenbrief 09/2018 

 
SPRUCH des Monats 
 
Es   ist schwerer, Gefühle, die man hat, zu verbergen, als solche, die man 
nicht hat, zu heucheln. 
François VI. de La Rochefoucauld; 1613 - 1680, französischer Moralist, Aphoristiker 
 

Was Sie interessieren kann:  

Arbeitsrecht  
 
Kündigung wegen eigenmächtiger Urlaubsnahme 
  

In einem vom Landesarbeitsgericht Düsseldorf (LAG) entschiedenen Fall war eine 

Frau seit dem 1.8.2014 als Junior Business Excellence Manager mit Controlling-

Tätigkeiten in einem Unternehmen beschäftigt. Berufsbegleitend absolvierte sie ein 

Masterstudium "BWL Management", das sie am 21.6.2017 erfolgreich abschloss. Im 

Hinblick auf die Prüfung hatte die Arbeitnehmerin für den Donnerstag und Freitag 

(22. und 23.6.2017) genehmigten Urlaub. 

 

Am Montag, den 26.6.2017 erschien sie jedoch nicht im Betrieb, sondern schickte 

um 12.04 Uhr eine E-Mail mit dem Betreff "Spontan-Urlaub" an ihren Vorgesetzten. 

In dieser Mail teilte sie mit, dass sie wegen ihrer bestandenen Prüfung von ihrem 

Vater mit einem Aufenthalt auf Mallorca überrascht worden sei und in der Euphorie 

und Eile keine Möglichkeit gehabt hätte, ihre Abwesenheit an ihrem Rechner zu 

vermerken. Sie werde in der Zeit vom 26.6.2017 bis zum 30.6.2017 abwesend sein 

und bat um eine kurze Rückmeldung. Um 17.02 Uhr antwortete der Vorgesetzte per 

E-Mail, dass die Anwesenheit der Arbeitnehmerin aus dringenden betrieblichen 

Gründen erforderlich sei.  

 

Er bot ihr an, Freitag sowie Montag und Dienstag der nächsten Woche frei zu neh-

men. Am Dienstag, den 27.06.2017 um 09.26 Uhr antwortete die Arbeitnehmerin 

per E-Mail, dass sie sich bereits seit dem Wochenende auf Mallorca befinde und 

keine Möglichkeit bestünde, ins Büro zu kommen, was sie auch nicht tat. Am Mon-

tag, den 3.7.2017 erschien sie ebenfalls nicht. Daraufhin kündigte der Arbeitgeber 

nach Anhörung des Betriebsrats fristgerecht zum 31.8.2017. 

 

Grundsätzlich stellt die eigenmächtige Inanspruchnahme von Urlaub einen Kündi-

gungsgrund dar, der an sich sogar eine fristlose Kündigung rechtfertigt. Die Richter 

des LAG stellten fest, dass auch hier ein Kündigungsgrund gegeben ist. Spätestens 

ab dem Dienstag hatte die Frau ernsthaft zu erkennen gegeben, dass sie an dem 

eigenmächtig genommenen Urlaub festhalten und nicht zur Arbeit kommen werde. 

Damit hat sie die falschen Prioritäten gesetzt und ihre vertragliche Pflicht zur Arbeit 

beharrlich verletzt. 



Familienrecht 
 

Provisionen können Elterngeld erhöhen 
  

Provisionen, die der Arbeitgeber im Bemessungszeitraum vor der Geburt des Kindes 

zahlt, können das Elterngeld erhöhen, wenn sie als laufender Arbeitslohn ge-

zahlt werden. Werden Provisionen hingegen als sonstige Bezüge gezahlt, 

erhöhen sie das Elterngeld nicht. Dies hat das Bundessozialgericht am 

14.12.2017 entschieden. 

 

In dem zu beurteilenden Fall erzielte ein Arbeitnehmer im Jahr vor der Geburt seines 

Kindes aus seiner Beschäftigung als Berater neben einem monatlich gleichbleiben-

den Gehalt auch quartalsweise gezahlte Prämien ("Quartalsprovisionen") . Seine 

Gehaltsmitteilungen wiesen die Prämien als sonstige Bezüge im lohnsteuerrechtli-

chen Sinne aus. Das Elterngeld wurde bewilligt, ohne die quartalsweise gezahlten 

Prämien zu berücksichtigen. Der Vater verlangte jedoch die Berücksichtigung der 

Prämien. 

 

Das Bundessozialgericht sah das jedoch anders und stellte fest, dass die quartals-

weise gezahlten Provisionen bei der Berechnung des Elterngeldes nicht zu berück-

sichtigen sind, weil sie nicht laufend, sondern nur quartalsweise gezahlt wurden. 

 

Sonstiges 
 

Haftung bei Urheberrechtsverletzungen 

über ungesichertes WLAN 
  

Der Betreiber eines Internetzugangs über WLAN und eines Tor-Exit-Nodes haftet 

nach dem Telemediengesetz (TMG) zwar nicht als Störer für von Dritten über seinen 

Internetanschluss im Wege des Filesharings begangene Urheberrechtsverletzungen 

auf Unterlassung. Ggf. kommt jedoch ein Sperranspruch des Rechtsinhabers in 

Betracht. 

Denn im TMG ist geregelt: Wurde ein Telemediendienst von einem Nutzer in An-

spruch genommen, um das Recht am geistigen Eigentum eines anderen zu verletzen 

und besteht für den Inhaber dieses Rechts keine andere Möglichkeit, der Verletzung 

seines Rechts abzuhelfen, so kann der Inhaber des Rechts von dem betroffenen 

Diensteanbieter die Sperrung der Nutzung von Informationen verlangen, um die 

Wiederholung der Rechtsverletzung zu verhindern.  

Die Sperrung muss zumutbar und verhältnismäßig sein. Ein Anspruch gegen den 

Diensteanbieter auf Erstattung der vor- und außergerichtlichen Kosten für die Gel-

tendmachung und Durchsetzung des Anspruchs besteht i. d. R. nicht. 

Der Anspruch auf Sperrmaßnahmen ist nicht auf bestimmte Sperrmaßnahmen be-

schränkt und kann auch die Pflicht zur Registrierung von Nutzern, zur Verschlüsse-

lung des Zugangs mit einem Passwort oder - im äußersten Fall - zur vollständigen 

Sperrung des Zugangs umfassen. 

 
 


